
Aktenzeichen: 3 AZR 86/90
Bundesarbeitsgericht 3. Senat Urteil vom 12. März 1991

- 3 AZR 86/90 -

I. Arbeitsgericht 
Emden

Urteil vom 09. September 1988 
- 1 Ca 519/89 -

II. Landesarbeitsgericht 
NiederSachsen

Urteil vom 15. September 1989 
- 12 Sa 1761/88 -

Für die Amtliche Sammlung: Nein
Für die Fachpresse 
Für das Bundesarchiv

Nein
Nein

Entscheidungsstichwort:

Unverfallbarkeit durch Anrechnungsvereinbarung

Gesetz:
BetrAVG § 1 Vordienstzeiten, § 2 Abs. 6; BGB §§ 133, 157, 
242

Hinweise des Senats:

Ergänzende Vertragsauslegung einer Anrechnungsvereinbarung, 
die vor der Entscheidung des Senats vom 10. März 1972 (BAGE 
24, 177 = AP Nr. 156 zu § 242 BGB Ruhegehalt) geschlossen 
wurde; Anrechnung nicht nur der Betriebszugehörigkeit bei 
einem anderen Arbeitgeber, sondern auch der Dauer der 
Versorgungszusage dieses Arbeitgebers.
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3 AZR 86/90
12 Sa 1761/88 Niedersachsen
Verkündet am 
12. März 1991
Bittner,
Amtsinspektor
als Urkundsbeamter
der Geschäftsstelle

Im Namen des Volkes!

Urteil
In Sachen

PP •

hat der Dritte Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund der münd­
lichen Verhandlung vom 12. März 1991 durch den Vorsitzenden Rich­
ter Dr. Heither, die Richter Griebeling und Kremhelmer sowie die 
ehrenamtlichen Richter Seyd und Falkenstein für Recht erkannt:

1. Die Revision der Beklagten gegen das Urteil 
des Landesarbeitsgerichts Niedersachsen vom
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15. September 1989 - 12 Sa 1761/88 - wird zu­
rückgewiesen.

2. Die Beklagte hat die Kosten der Revision zu tragen.
V o n  R e c h t s  w e g e n !

T a t b e s t a n d :

Die Parteien streiten darüber, ob dem Kläger aufgrund einer 
Anrechnungsvereinbarung eine unverfallbare Versorgungsanwart- 
schaft zusteht.

Der am 28. September 1930 geborene Kläger war vom 1. Juni 
1964 bis 30. September 1967 als außertariflicher Angestellter bei 
der C Bergbau AG tätig. Sie meldete ihn ab Beginn des Ar­
beitsverhältnisses zum Bochumer Verband der Bergwerke in Westfa­
len, im Rheinland und im Saargebiet an. Vom 1. Oktober 1967 bis 
30. September 1975 war der Kläger bei der Beklagten zunächst als 
Tarifangestellter und ab 1. Juni 1969 als AT-Angestellter be­
schäftigt. Sie erteilte ihm mit Schreiben vom 24. September 1969 
folgende Versorgungszusage:

"Wir gewähren Ihnen einen Rechtsanspruch auf Ru­
hegeld nach der Leistungsordnung des Bochumer 
Verbandes der Bergwerke in Westfalen, im Rhein­
land und im Saargebiet.
Als ruhegeldfähig gelten die Dienstjahre

ab 1964 Gruppenbetrag DM 1.070,—
ab 1968 Gruppenbetrag DM 780,—

Entgegen § 13 der Leistungsordnung ist der 
Rechtsanspruch nicht ausgeschlossen; auf die Vor­
behalte des § 11 müssen wir jedoch hinweisen. Ein
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Exemplar der Leistungsordnung fügen wir Ihnen bei."

Mit Schreiben vom 27. November 1975 erteilte die Beklagte 
dem Kläger nach seinem Ausscheiden folgende Auskunft gemäß § 2 
Abs. 6 BetrAVG:

"Wir bestätigen, daß
Herr H w
geboren am 23. September 1930
wohnhaft in S
in der Zeit vom 1.10.1967 bis 30.9.1975 

in unseren Diensten gestanden hat.*)
Eine Zusage auf betriebliche Altersversorgung be­stand

während der Zeit vom 1.6.64 bis 30.9.75. *)

Die Voraussetzungen für eine unverfallbare An­
wartschaft entsprechend § 1 Abs. 1 des o.a. Ge­
setzes sind dem Grunde nach gegeben.
Bei der nach § 2 Abs. 1 des Gesetzes zu berech­
nenden Höhe dieser Anwartschaft (Teilanspruch) 
ist u.a. eine Rente aus der gesetzlichen Renten­versicherung zu berücksichtigen. Da bezüglich der 
Berechnung einer derartigen Rente Regelungsvor­schriften noch ausstehen, können wir z.Z. eine 
endgültige Berechnung noch nicht vornehmen. Wir 
kommen auf die Angelegenheit zurück.
*) Herr W hat von uns die Zusage auf Anrech­
nung der Jahre 1964 bis 1966 hinsichtlich der 
Höhe des Versorgungsanspruchs; diese Dienstjahre 
werden auch in die Voraussetzungen für die Un­
verfallbarkeit seines Versorgungsanspruchs einbe­zogen. "

Mit Schreiben vom 5. August 1985 übersandte die Beklagte dem 
Kläger Erläuterungen zu der am 1. Januar 1985 in Kraft getretenen 
neuen LeistungsOrdnung des Bochumer Verbandes.
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Als die Rentenauskunft der Bundesknappschaft vorlag und der Klä­
ger um Auskunft zur Höhe der Versorgungsanwartschaft bat, teilte 
ihm die Beklagte mit, daß er die Voraussetzungen einer unver­
fallbaren Versorgungsanwartschaft nicht erfüllt habe.

Der Kläger vertritt die Auffassung, seine Versorgungs­
anwartschaft sei nach § 1 Abs. 1 Satz 1 BetrAVG unverfallbar, 
weil die Zeit, in der bei der C Bergbau AG eine Versor­
gungszusage bestanden habe, auf die Zusagezeit bei der Beklagten 
anzurechnen sei. Dies ergebe sich bereits aus § 6 Abs. 3 der Sat­
zung des Bochumer Verbandes, zumindest aber aus der Anrechnungs­
vereinbarung, die durch das Schreiben der Beklagten vom 24. Sep­
tember 1969 zustande gekommen sei. Mit Schreiben vom 27. November 
1975 habe die Beklagte ausdrücklich bestätigt, daß die Versor­
gungszusage der C Bergbau AG zu berücksichtigen sei. Da­
mit habe die Beklagte nicht nur eine "bloße", "einfache" Auskunft 
nach § 2 Abs. 6 BetrAVG erteilt. Ihr Schreiben vom 5. August 1985 
zeige, daß sie auch damals noch von einer unverfallbaren Versor­
gungsanwartschaft des Klägers ausgegangen sei.

Der Kläger hat beantragt,

1. festzustellen, daß der Kläger gegenüber der 
Beklagten einen unverfallbaren Versorgungsan­
spruch erworben hat,

2. die Beklagte zu verurteilen, dem Kläger Aus­
kunft über die Höhe des unverfallbaren Versor­
gungsanspruchs zu erteilen.
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Die Beklagte hat beantragt, die Klage abzuweisen. Sie hat 
die Auffassung vertreten, die Versorgungsanwartschaft des Klägers 
sei nicht unverfallbar geworden. Die Zusage vom 24. September 
1969, die Vordienstzeiten bei der C Bergbau AG anzu­
rechnen, beziehe sich ausschließlich auf die Höhe der Versor­
gungsbezüge. Im Ergebnis ändere sich auch nichts, wenn die Vor­
dienstzeiten in die Unverfallbarkeitsvoraussetzungen einbezogen 
würden. Bereits aus dem Wortlaut der Zusage ergebe sich, daß al­
lenfalls der Beginn der Betriebszugehörigkeit, jedoch nicht die 
Versorgungszusage vorverlegt werde. Das Auskunftsschreiben vom 
27. November 1975 enthalte keine Willenserklärung, sondern ledig­
lich eine Wissenserklärung. Der Inhalt des Schreibens beruhe auf 
einem Rechtsirrtum. Die Beklagte brauche sich daran nicht fest- 
halten zu lassen.

Die Vorinstanzen haben der Klage stattgegeben. Dagegen rich­
tet sich die Revision der Beklagten.

E n t s c h e i d u n g s q r ü n d e  :

Die Revision ist unbegründet. Die Vorinstanzen haben im Er­
gebnis zu Recht der Feststellungs- und der Auskunftsklage statt­
gegeben .

I. Der Kläger behielt aufgrund der zwischen den Parteien ge­
troffenen Anrechnungsvereinbarung seine Versorgungsanwartschaft, 
als er bei der Beklagten ausschied.

Bergbau AG er-
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reichten Zusagezeit wäre die Versorgungsanwartschaft des Klägers 
nach § 1 Abs. 1 Satz 1 BetrAVG verfallbar gewesen, weil die Ver­
sorgungszusage der Beklagten erst sechs Jahre und das Arbeits­
verhältnis bei der Beklagten nur acht Jahre bestand. Auch unter 
Einbeziehung der Beschäftigungszeit bei der C Bergbau AG
ergibt sich keine Betriebszugehörigkeit von zwölf Jahren, sondern 
lediglich von elf Jahren vier Monaten.

2. Entgegen der Ansicht des Klägers führt § 6 Abs. 3 der Sat­
zung des Bochumer Verbandes in der Fassung vom 1. August 1959 
nicht zu einer Vorverlegung der Versorgungszusage. Diese Vor­
schrift lautet:

"Tritt ein angemeldeter Oberbeamter in den Dienst
eines anderen Mitglieds über, hat dieses in der Regel die bei dem vorherigen Mitglied verbrachten 
Oberbeamten-Dienstjahre anzurechnen. Das gleiche 
gilt bei mehrmaligem Wechsel des Dienstverhält­
nisses innerhalb der Mitglieder."

Es kann offen bleiben, ob sich die Anrechnung der "Dienst- 
jahre" auch auf die für den Eintritt der Unverfallbarkeit einer 
Versorgungsanwartschaft maßgebliche Dauer der VersorgungsZusage 
bezieht.. Ebenso kann dahingestellt bleiben, welche Bedeutung den 
Worten "in der Regel" zukommt. Bereits in seinem Urteil vom 
16. März 1982 {- 3 AZR 843/79 - AP Nr. 6 zu § 1 BetrAVG, zu II 1 
der Gründe) hat der Senat ausgeführt, daß die Satzung des 
Bochumer Verbandes lediglich auf seine Rechtsbeziehungen zu sei­
nen Mitgliedern einwirkt, aber keinen unmittelbaren Einfluß auf 
das Rechtsverhältnis zwischen den Arbeitgebern und den begünstig-
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3. Das Landesarbeitsgericht meint, die Unverfallbarkeit ergebe 
sich aus der Vereinbarung im Jahre 1975. Das Schreiben der Be­
klagten vom 27. November 1975 beschränke sich nicht auf eine 
Auskunftserteilung nach § 2 Abs. 6 BetrAVG. Es enthalte die Zusa­
ge einer unverfallbaren Versorgungsanwartschaft.

Zu Recht rügt die Revision, daß das Berufungsgericht bei 
seiner Auslegung wesentliche Umstände nicht berücksichtigt hat. 
Inhalt und Anlaß des Schreibens sprechen dafür, daß die Beklagte 
die bestehende Rechtslage nicht durch eine Willenserklärung ver­
ändern, sondern lediglich ihre rechtliche Beurteilung und die 
sich daraus für die Versorgungsanwartschaft ergebenden Folgen dem 
Kläger mitteilen wollte.

a) Das Schreiben vom 27. November 1975 enthält nach seiner 
Überschrift eine "vorläufige Auskunft nach § 2 Abs. 6 des Geset­
zes zur Veroesserung der betrieblichen Altersversorgung vom 
19. Dezember 1974". Im Rahmen dieser Auskunft bestätigte die Be­
klagte dem Kläger die Dauer seiner Betriebszugehörigkeit und die 
Zusagedauer. In Satz 2 wurde lediglich mitgeteilt, von wann bis 
wann eine Zusage auf betriebliche Altersversorgung bestand. Die 
Formulierung zeigt, daß die frühere Rechtslage nicht verändert, 
sondern nur wiedergegeben werden sollte. Daran ändert der letzte 
Satz des Schreibens, auf den das Landesarbeitsgericht abstellt, 
nichts. Mit diesem Zusatz wurde der ansonsten nur schwer ver­
ständliche Satz 2 erläutert. Die Beklagte hatte ein durch die in­
dividuellen Daten des Klägers ergänztes Auskunftsformular ver­
wandt. Die im Satz 2 angegebene Zusagedauer stand aber nicht im 
Einklang mit Beginn und Ende des Arbeitsverhältnisses. Um den
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scheinbaren Widerspruch aufzuklären, wurde ein mit * versehener 
Zusatz angebracht. Auch dieser Zusatz soll lediglich die nach An­
sicht der Beklagten bereits bestehende Rechtslage aufzeigen. 
Wortlaut und Aufbau des Schreibens vom 27. November 1975 liefern 
keine ausreichenden Anhaltspunkte dafür, daß die Beklagte dem 
Kläger bisher nicht zustehende Rechte durch ein neues Rechts­
geschäft einräumen wollte.

b) Zutreffend weist die Beklagte darauf hin, daß kein einleuch­
tender Grund für eine derartige nachträgliche Verbesserung der 
Rechtsstellung des Klägers ersichtlich ist. Der Kläger war be­
reits ausgeschieden. Die Beklagte kam mit dem Schreiben vom
27. November 1975 ihrer Auskunftspflicht nach § 2 Abs. 6 BetrAVG 
nach, Auf diese Vorschrift nahm die Beklagte in der Überschrift
der Schreibens ausdrücklich Bezug.

c) Die Auskunft nach ,§ 2 Abs. 6 BetrAVG stellt weder ein ab­
straktes noch ein deklaratorisches Schuldanerkenntnis dar. Sie 
dient lediglich der Information des Arbeitnehmers und der Klar­
stellung der Rechtslage, ohne daß ihr eine schuldbestätigende 
Wirkung zukommt. Aus einer falschen Auskunft können dem Arbeit­
nehmer allenfalls Schadenersatzansprüche erwachsen (BAG Urteil 
vom 8. November 1983 - 3 AZR 511/81 - AP Nr. 3 zu § 2 BetrAVG, zu 
II 3 der Gründe).

d) Das Schreiben vom 27. November 1975 hat zwar die bestehende 
Rechtslage nicht verändert. Es ist aber bei der Auslegung der 
Versorgungszusage vom 24. September 1969 zu berücksichtigen.
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Das Urteil des Landesarbeitsgerichts ist im Ergebnis aus an­
deren Gründen zutreffend (§ 563 ZPO). Das Schreiben der Beklagten 
vom 24. September 1969 enthält das Angebot zum Abschluß eines An­
rechnungsvertrages . Eine Annahmeerklärung des Klägers gegenüber 
der Beklagten war nach § 151 Satz 1 BGB unnötig. Die Parteien 
haben damals vereinbart, daß die vorausgegangene, bei der 
C Bergbau AG erreichte Zusagedauer anzurechnen ist.

a) Bei der Auslegung der Anrechnungsvereinbarung ist zu beach­
ten, daß sie vor der Entscheidung des Senats vom 10. März 1972 
(BAGE 24, 177 = AP Nr. 156 zu § 242 BGB Ruhegehalt) geschlossen 
wurde. In dieser Entscheidung hatte der Senat erstmals zwingende 
Rechtsgrundsätze zur Unverfallbarkeit der Versorgungsanwart­
schaften entwickelt und dabei lediglich auf die Betriebszu­
gehörigkeit abgestellt. Erst das am 19. Dezember 1974 erlassene 
Betriebsrentengesetz hat die Unverfallbarkeit auch von der Dauer 
der Versorgungszusage abhängig gemacht. Bis zur Entscheidung des 
Senats vom 10. März 1972 und bis zum Erlaß des Betriebsrenten­
gesetzes konnten die ArbeitsVertragsparteien nicht erkennen, daß 
die Unverfallbarkeit der Versorgungsanwartschaft von der Dauer 
der Betriebszugehörigkeit und der Dauer der Versorgungszusage ab­
hängt. In der Regel ist davon auszugehen, daß die Parteien damals 
die Bedeutung der Anrechnung für die Unverfallbarkeit nicht be­
dacht haben (vgl. BAG Urteil vom 25. Januar 1979 - 3 AZR 1096/77 
- AP Nr. 2 zu § 1 BetrAVG). Deshalb darf der Wortlaut der An­
rechnungsvereinbarung nicht überbewertet werden. Durch die 
Rechtsänderung ist die vertragliche Absprache lückenhaft gewor­
den.

-  10 -
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b) Mit der Schließung dieser Vertragslücke hat sich der Senat 
in mehreren Entscheidungen befaßt und folgende Auslegungsregel 
aufgestellt: Beschäftigungszeiten, die mit der Versorgungszusage 
eines früheren Arbeitgebers verbunden waren, sollen im Zweifel 
nicht nur bei der Berechnung der Betriebsrente, sondern auch bei 
den Unverfallbarkeitsfristen berücksichtigt werden (BAGE 31, 45, 
51 ff. = AP Nr. 1 zu § 7 BetrAVG zu I 2 der Gründe für eine Ver­
sorgungsanwartschaft nach der Leistungsordnung des Bochumer Ver­
bandes; Urteil vom 25. Januar 1979 - 3 AZR 1096/77 - AP Nr. 2 zu 
§ 1 BetrAVG zu II 1 der Gründe; Urteil vom 16. März 1982 - 3 AZR 
843/79 - AP Nr. 6 zu § 1 BetrAVG zu I 1 der Gründe; BAGE 39, 160, 
163 = AP Nr. 7 zu § 1 BetrAVG zu 1 der Gründe). Ob die für die 
Berechnung der Betriebszugehörigkeit nach § 1 Abs. 1 Satz 1
2, Alternative BetrAVG entwickelte Auslegungsregel auch für die 
Jusagedauer gilt, kann offen bleiben. Auch ohne diese Ausle­
gungsregel führt die ergänzende Vertragsauslegung im vorliegenden 
rail zu einer Anrechnung der bei der C Bergbau AG er­
reichten Zusagezeit.

c) Bei der ergänzenden Vertragsauslegung ist nach §§ 157, 242 
BGB darauf abzustellen, was die Parteien bei vernünftiger Ab­
wägung ihrer Interessen nach Treu und Glauben als redliche Ver­
tragspartner vereinbart hätten, wenn sie den nicht geregelten 
Fall bedacht hätten (vgl. BAG Urteil vom 17. Januar 1979 - 5 AZR 
498/77 - AP Nr. 2 zu § 611 BGB Berufssport, zu I 3 b der Gründe; 
BGHZ 84, 1, 7).

aa) Wie bei jeder Vertragsauslegung kommt es auf den konkreten 
Parteiwillen an. Soweit der tatsächliche Parteiwille feststeht,
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ist für Mutmaßungen kein Raum. Was dem tatsächlichen Willen der 
Vertragsparteien widerspricht, kann nicht als Inhalt ihres hypo­
thetischen Willens gelten (vgl. BAG Urteil vom 10. Januar 1984 
- 3 AZR 52/82 - AP Nr. 8 zu § 6 BetrAVG zu 2 der Gründe; BGHZ 9, 
273, 278; 90, 69, 77) .

bb) Bei der Auslegung von Willenserklärungen kann das nachträg­
liche Verhalten der Vertragsparteien insoweit berücksichtigt wer­
den, als es Rückschlüsse auf den tatsächlichen Willen und das 
tatsächliche Verständnis der an dem Rechtsgeschäft Beteiligten 
zuläßt (BAG Urteil vom 17. April 1970 - 1 AZR 302/69 - AP Nr. 32 
zu § 133 BGB; BGH Urteil vom 24. Juni 1988 - V ZR 49/87 - 
NJW 1988, 2878, 2879). Im vorliegenden Fall ergibt sich aus dem 
Auskunftsschreiben der Beklagten vom 27. November 1975 zweifels­
frei, daß auch sie das Arbeitsverhältnis der Parteien und das Ar­
beitsverhältnis des Klägers mit der C Bergbau AG versor­
gungsrechtlich als Einheit betrachtete und den Kläger so stellen 
wollte, als sei er bereits seit 1964 ohne Unterbrechung mit einer 
Versorgungszusage bei ihr beschäftigt gewesen.

Das Schreiben vom 27. November 1985, das nach den nicht an­
gegriffenen tatsächlichen Feststellungen des Berufungsgerichts 
von einem Vorstandsmitglied und einem Prokuristen unterzeichnet 
war, diente der Erfüllung der Auskunftspflicht nach § 2 Abs. 6 
BetrAVG. Die Beklagte kannte nunmehr die mit dem Betriebsren­
tengesetz eingeführten Unverfallbarkeitsvoraussetzungen. Sie 
wußte, daß zwischen der Höhe des Versorgungsanspruchs und den 
Unverfallbarkeitsvoraussetzungen zu unterscheiden ist. Diese 
Differenzierung hat sie im maschinenschriftlichen Zusatz ihres
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Schreibens auch ausdrücklich vorgenommen. Im ersten Halbsatz 
teilte sie mit, daß dem Kläger eine AnrechnungsZusage "hinsicht­
lich der Höhe des Versorgungsanspruchs" gegeben worden war. Im 
zweiten Halbsatz stellte sie klar, daß sich die Anrechnung nicht 
auf die Höhe des Versorgungsanspruchs des Klägers beschränken, 
sondern darüber hinaus "die Voraussetzungen für die Unverfall­
barkeit seines Versorgungsanspruchs" erfassen sollte. Außerdem 
hat die Beklagte in Satz 2 ihres Schreibens vom 27. November 1985 
angegeben, daß "eine Zusage auf betriebliche Altersversorgung 
während der Zeit vom 1. Juni 1964 bis 30. September 1975 be­
stand" . Somit hat die Beklagte ebenso wie der Kläger die ver­
einbarte Anrechnung nicht eng, sondern weit verstanden.

d) Diese weite Anrechnungsvereinbarung verstärkt den Ver­
trauens- und Bestandsschutz, den auch das Betriebsrentengesetz 
verwirklichen will. Die Erhaltung des versorgungsrechtlichen Be­
sitzstandes spielte beim Versorgungssystem des Bochumer Verbandes 
schon vor dem Inkrafttreten des Betriebsrentengesetzes und vor 
der Entscheidung des Senats vom 10. März 1972 eine besondere 
Rolle. Nach § 6 Abs. 3 der Satzung des Bochumer Verbandes vom 
1. August 1959 haben die Mitgliedsfirmen beim Übertritt eines An­
gestellten von einer anderen Mitgliedsfirma die dort verbrachten 
Oberbeamten-Dienstjahre anzurechnen, selbst bei mehrmaligem Wech­
sel des Dienstverhältnisses. Die Arbeitnehmer konnten damit rech­
nen, daß ihre Altersversorgung sichergestellt blieb, wenn sie in­
nerhalb des Verbandes den Arbeitgeber wechselten (BAGE 31, 45,
52 = AP Nr. 1 zu § 7 BetrAVG, zu I 2 c der Gründe). Die vorlie­
gende Anrechnungsvereinbarung griff dieses Anliegen auf und baute
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den Schutz des Arbeitnehmers noch ausdrücklich aus. Nach der 
VersorgungsZusage vom 24. September 1969 gelten "als ruhegeld­
fähig" sämtliche "Dienstjahre ab 1964". Für die Zeit ab 1968 
wurde ein Gruppenbetrag ausgewiesen, obwohl nach dem eigenen 
Vortrag der Beklagten der Kläger zunächst nicht als Oberbeamter, 
sondern als Tarifangestellter bei ihr tätig war. Dies zeigt, daß 
die Rechtsstellung des Klägers über die Leistungsordnung und die 
Satzung des Bochumer Verbandes hinaus verbessert werden sollte. 
Die seit 1964 bestehenden Arbeitsverhältnisse sollten trotz des 
Arbeitgeberwechsels und trotz einer vorübergehenden Beschäftigung 
als Tarifangestellter zusammengefaßt und einheitlich betrachtet 
werden. Dies ergibt sich zwar noch nicht aus dem auslegungsbe­
dürftigen und wegen der nachträglichen Rechtsänderung zwangs­
läufig lückenhaften Wortlaut, wohl aber aus dem übereinstimmenden 
tatsächlichen Parteiwillen.

e) § 4 der Leistungsordnung des Bochumer Verbandes in der Fas­
sung vom 1. August 1959 steht diesem Verständnis der Zusage vom 
24. September 1969 nicht entgegen. § 4 der Leistungsordnung des 
Bochumer Verbandes bestimmt:

"Wird einem Oberbeamten nach Vollendung des 
45. Lebensjahres und nach mindestens 12 bei Mit­
gliedern, davon die letzten 7 bei demselben Mit­
glied verbrachten Oberdienstjahre gekündigt, wird 
die Hälfte des Ruhegeldes gewährt, das der Ober­
beamte beziehen würde, wenn er im Zeitpunkt des 
Ausscheidens in den Ruhestand versetzt worden 
wäre, und zwar so lange, als er jeweils keine zu­mutbare Tätigkeit ausübt oder ausüben kann. Beim 
Tode oder nach Vollendung des 60. (Untertage 
- Oberbeamter) bzw. 65. Lebensjahres werden die 
vollen jeweils in Betracht kommenden Leistungen 
auf der Grundlage der beim Ausscheiden erbrachten 
Oberbeamtendienstj ahre gewährt."
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Die Beklagte ist der Ansicht, nach der Zusage vom 24. Sep­
tember 1969 seien die Vordienstzeiten nicht auf die "letzten 
7 Dienstjahre" im Sinne des § 4 der Leistungsordnung anzurechnen 
gewesen. Noch weniger sei eine Vorverlegung der Versorgungszusage 
möglich. Die Dienstjahre seien nur bei der Berechnung des Ruhe­
geldes zu berücksichtigen gewesen.

Der Wortlaut der Zusage vom 24. September 1969 zwingt nicht 
zu dieser Auslegung. Bei der Berechnung des Ruhegeldes wird von 
"anrechnungsfähigen Oberbeamtendienstjahren" gesprochen (§ 3 
Abs. 1 Buchst, c der Leistungsordnung des Bochumer Verbandes). 
Diesen Ausdruck verwendet das Schreiben vom 24. September 1969 
nicht, sondern fingiert ("gelten als") bestimmte Dienstjahre "als 
ruhegehaltfähig". Der Wortlaut der Zusage beschränkt somit die 
Anrechnung nicht eindeutig auf die Berechnung des Ruhegeldes. Er 
steht einer Anrechnung auf die "letzten 7 Dienstjahre" nicht ent­
gegen, sondern ist auslegungsfähig und auslegungsbedürftig. Abge­
sehen davon ist ein übereinstimmender Wille der Parteien auch 
dann allein maßgebend, wenn er im Inhalt der Erklärung keinen 
oder nur einen unvollkommenen Ausdruck gefunden hat. Für eine 
Auslegung nach §§ 133, 157 BGB ist dann kein Raum mehr. Es spielt 
keine Rolle, wenn die Erklärungen objektiv eine andere Bedeutung 
haben, d.h. ein unbefangener Dritter ihnen einen anderen Sinn 
beilegen würde (ständige Rechtsprechung; vgl. u.a. BAG Urteil vom 
27. Oktober 1964 - 5 AZR 117/64 - AP Nr. 2 zu § 157 BGB; Urteil 
vom 6. Februar 1974 - 3 AZR 232/73 - AP Nr. 38 zu § 133 BGB zu 
I 1 der Gründe; BGH Urteil vom 24. Juni 1987 - IV b ZR 48/86 -
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NJW - RR 1987, 1284; Urteil vom l. Oktober 1987 - IX ZR 117/86 - 
NJW 1988, 200, 202) .

f) Entgegen der Ansicht der Beklagten ist es unerheblich, daß 
sich ihre Versorgungszusage nicht nahtlos an die vorausgegangene 
Versorgungszusage der C Bergbau AG anschloß. Der gesetz­
liche Insolvenzschutz setzt zwar voraus, daß die angerechnete Be­
triebszugehörigkeit bereits von einer Versorgungszusage begleitet 
war und an das Arbeitsverhältnis heranreicht, das eine neue Ver­
sorgungsanwartschaft begründet. War die verfallbare Versorgungs­
anwartschaft aus einem früheren Arbeitsverhältnis schon geraume 
Zeit erloschen, so kann eine Anrechnungsvereinbarung zwar nicht 
zum Insolvenzschutz der neuen Versorgungsanwartschaft, aber 
durchaus zur Unverfallbarkeit führen. Darauf hat der Senat be­
reits in seinem Urteil vom 11. Januar 1983 (BAGE 44, 1, 5 f. =
AP Nr. 17 zu § 7 BetrAVG zu II 2 c der Gründe) hingewiesen.

II. Nach § 2 Abs. 6 BetrAVG kann der Kläger von der Beklagten 
Auskunft über die Höhe der Versorgungsleistungen verlangen, die 
er bei Erreichen der vorgesehenen Altersgrenze beanspruchen kann. 
Die gesetzliche Auskunftspflicht bezieht sich nicht nur auf die 
Voraussetzungen der Unverfallbarkeit, sondern auch auf die Höhe 
der künftigen Versorgungsleistungen. Da sich die Beklagte in 
ihrem Auskunftsschreiben vom 27. November 1975 hierzu noch nicht 
geäußert hatte, ist insoweit der Auskunftsanspruch des Klägers 
noch nicht erfüllt.

Dr. Heither Griebel.i.ng Kremhelmer
Seyd Falkenstein
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